
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Christian Jung, Stephan Thomae, 
Jens Beeck, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/21456 –

Zustand der Dienststellen der Bundespolizei in Baden-Württemberg

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundespolizei in Deutschland trägt wesentlich zur Sicherheit in unserem 
Land und unserer Gesellschaft bei. Es sollte eine Selbstverständlichkeit sein, 
dass die Dienststellen der Bundespolizei in einem ordentlichen Zustand sind 
und die Polizistinnen und Polizisten unter angemessen Bedingungen arbeiten 
können.

Zwei Kleine Anfragen der Fraktion der FDP zu den Zuständen von Dienststel-
len der Bundespolizei haben aber deutlich gemacht, dass durchaus Mängel an 
und in Dienststellen in Deutschland aufzufinden sind (vgl. Bundestagsdruck-
sachen 19/12898 und 19/20339). Ein besonderer Fall liegt bei der Bundespoli-
zeiwache in Hagen vor. Probleme bestehen hier vor allem aufgrund von 
Feuchtigkeit und sogar Ratten, die teilweise in das Gebäude eindringen (vgl. 
Westfalenpost, „Rattenproblem vor Polizeiwache“ vom 14. Juli 2020). Nach-
dem die Gewerkschaft der Polizei über die desaströsen Zustände dort berichtet 
hatte, hat die Fraktion der FDP eine Kleine Anfrage an die Bundesregierung 
gestellt, um mehr zu den Hintergründen herauszufinden und zu hinterfragen, 
wie die Bundesregierung plant, diese Zustände zu verbessern (Bundestags-
drucksache 19/20339). Die Antwort auf die Kleine Anfrage wirft nach Ansicht 
der Fragestellerinnen und Fragesteller weitere Fragen auf, da die Bundesregie-
rung kaum Kenntnis über den Zustand der Bundespolizeiwache zu haben 
scheint und bisher nur wenige Maßnahmen durch die Bundesregierung oder 
die Deutsche Bahn, die Eigentümerin der Immobilie ist, zur Verbesserung der 
Situation durchgeführt wurden (vgl. Westfalenpost, „Rattenproblem vor Poli-
zeiwache“ vom 14. Juli 2020).

Die Fragestellerinnen und Fragesteller wollen vor diesem Hintergrund gerne 
wissen, wie die Zustände der Dienststellen der Bundespolizei in anderen Städ-
ten, insbesondere in Baden-Württemberg, aussehen.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Vorab einer Beantwortung von Einzelfragen ist mit Blick auf die Vorbemer-
kung der Fragesteller aus grundsätzlicher Sicht und um immer wiederkehren-
den Missverständnissen entgegenzuwirken Folgendes festzustellen:
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Die Bundespolizei nutzt verteilt über die gesamte Bundesrepublik Deutschland 
483 Liegenschaften. Diese Liegenschaften werden entweder aus dem bundesei-
genen Bestand von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) oder 
von Dritten über die BImA oder nach den Regelungen des § 62 des Bundespo-
lizeigesetzes (BPolG) von den Verkehrsunternehmen zur Nutzung überlassen. 
Dementsprechend sind auch die Verantwortlichkeiten für den Zustand der Lie-
genschaften verteilt. Das heißt zuvorderst stehen die Liegenschaftseigentümer 
in der Verantwortung, dem Nutzer Bundespolizei gebrauchstaugliche Liegen-
schaften zu überlassen.
Zur Bewältigung des Unterbringungsbedarfs der Bundespolizei wurden bereits 
und werden bundesweit zahlreiche liegenschaftliche Maßnahmen angestoßen 
und umgesetzt, so finden fortlaufend zum Teil umfangreiche Sanierungs-, Mo-
dernisierungs- und Erweiterungsmaßnahmen in von der Bundespolizei genutz-
ten Liegenschaften – auch in Baden-Württemberg – statt.

1. Welche Mindestanforderungen müssen Räumlichkeiten zur Unterbringung 
von Dienststellen der Bundespolizei erfüllen?

Die Räumlichkeiten zur Unterbringung der Bundespolizei müssen alle allge-
mein geltenden baufachlichen Standards nach Gesetzesvorschriften für Gebäu-
de des Bundes (z. B. Brandschutzvorschriften) und Mindestvorschriften für den 
Sicherheits- und Gesundheitsschutz der Beschäftigten (z. B. Arbeitsstättenver-
ordnung) erfüllen.
Darüber hinaus wird als bundespolizeitypischer Ausstattungsstandard ein „nor-
males, modernes Verwaltungsgebäude mittlerer Qualität“ gefordert. Die Anfor-
derungen für die Sicherung der Räumlichkeiten ergeben sich u. a. aus den 
„Empfehlungen des Bundeskriminalamtes für die materielle Sicherung von Po-
lizeidienststellen und Einrichtungen der Bundespolizei“ und den Empfehlungen 
des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik.

 2. Gibt es Vorgaben für eine maximale Mietpreishöhe für Räumlichkeiten 
zur Unterbringung von Dienststellen der Bundespolizei, und wird diese 
maximale Mietpreishöhe an lokale Mietpreise angepasst?

Für die Beantwortung der Frage ist zu differenzieren:

Unterbringung im Rahmen des Einheitlichen Liegenschaftsmanagements 
(ELM) der BImA:
Die BImA ermittelt im Rahmen des ELM die wirtschaftlichste Unterbringungs-
variante und ist während der gesamten Nutzungsdauer angehalten, die Wirt-
schaftlichkeit der Unterbringung regelmäßig zu überprüfen.
Bei Liegenschaften im Bundeseigentum entsprechen die Mieten in der Regel 
den ortsüblichen Vergleichsmieten zzgl. Zuschlägen für Bauunterhalt, Verwal-
tungs- und Zwischenfinanzierungskosten etc. im Zuständigkeitsbereich der BI-
mA. Ansteigende Vergleichsmieten führen in der Regel zu Mietpreisanpassun-
gen der BImA. Bei Neu- oder Umbauten erfolgt eine Refinanzierung der Inves-
titionen über einen Zeitraum von regelmäßig 30 Jahren.
Werden Räumlichkeiten und Flächen von Dritten (Land, Kommune, private 
Vermieter u. a.) angemietet, werden die ortsüblichen Mieten gezahlt. Bei diesen 
Drittanmietungen ist oft eine markttypische Indexierung der Mietpreise vorge-
sehen.

Drucksache 19/21896 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Überlassung nach § 62 BPolG:
Für in Gebäuden und auf Liegenschaften von Verkehrsunternehmen gelegene 
Räumlichkeiten und Flächen, welche der Bundespolizei für die Aufgabenwahr-
nehmung gemäß § 62 BPolG an Bahnhöfen, Seehäfen und Flughäfen überlas-
sen werden, erfolgt an das Verkehrsunternehmen eine Erstattung der für die 
Überlassung entstehenden Kosten auf Selbstkostenbasis.

3. Wie viele Dienststellen der Bundespolizei gibt es in Baden-Württemberg,
und wo befinden sich diese?

In Baden-Württemberg gibt es 28 Dienststellen1 und sieben Dienstverrich-
tungsräume2 der Bundespolizei. Diese befinden sich in: Mannheim, Heidel-
berg, Karlsruhe, Heilbronn, Pforzheim, Rheinmünster (Flughafen 
Karlsruhe/Baden Baden), Stuttgart, Böblingen, Kehl, Offenburg, Tübingen, 
Ulm, Freiburg im Breisgau, Donaueschingen, Blumberg/Neuhaus, Efringen-
Kirchen, Weil am Rhein, Lörrach, Waldshut, Singen, Radolfzell, Bietingen, 
Konstanz und Fried-richshafen.

a) Wie viele der Immobilien gehören der Deutschen Bahn AG?

Die Bundespolizei ist in 11 Immobilien der Deutschen Bahn AG untergebracht.

b) Wie viele der Immobilien sind Bundeseigentum?

12 der von der Bundespolizei genutzten Immobilien stehen in Bundeseigentum.

4. Wie alt sind die ältesten Räume, in denen eine Dienststelle der Bundes-
polizei in Baden-Württemberg untergebracht ist, und wo befinden sich
diese?

Die ältesten von einer Dienststelle der Bundespolizei in Baden-Württemberg 
genutzten und von der BImA überlassenen Räume wurden 1939 erbaut und be-
finden sich in Stuttgart. Die durch die Bahn zur Nutzung überlassenen Räume 
wurden bereits im überwiegenden Maße von den Vorgängerorganisationen der 
Bundespolizei (Bundesgrenzschutz – BGS bzw. Bahnpolizei) genutzt.

5. Wie alt ist sind die jüngsten Räume, in denen eine Dienststelle der Bun-
despolizei in Baden-Württemberg untergebracht ist, und wo befinden
sich diese?

Die jüngsten von einer Dienststelle der Bundespolizei in Baden-Württemberg 
genutzten Räume wurden 2019 für das Bundespolizeirevier in Waldshut erbaut.

1  Als Dienststelle wird eine tatsächlich organisatorisch verselbstständigte Verwaltungseinheit verstanden, der ein örtlich 
und sachlich bestimmtes Aufgabengebiet zur Wahrnehmung zugewiesen ist (Bundespolizeidirektion, Bundespolizeiin-
spektion, Bundespolizeirevier, Bundespolizeistützpunkt der Fliegerstaffel und Mobile Kontroll- und Überwachungsein-
heiten der Bundespolizei). Eine oder mehrere Dienststellen der Bundespolizei können in einer oder mehreren Liegen-
schaften/Immobilien untergebracht sein. Einzelne von der Bundespolizei genutzte/angemietete Immobilien befinden 
sich im Eigentum Dritter.

2     Dienstverrichtungsräume der Bundespolizei sind keine Dienststellen im Sinne der Definition in Frage 1. Im Übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 6b verwiesen.
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6. Verfügen alle Dienststellen der Bundespolizei in Baden-Württemberg
über Wasch, Toiletten und Umkleideräume?

a) Wird in allen Dienststellen der Bundespolizei in Baden-Württem-
berg, die über Wasch, Toiletten und Umkleideräume verfügen, eine
Geschlechtertrennung gewährleistet (bitte für jeden der drei Raumty-
pen nach Dienststelle auflisten)?

In allen Dienststellen der Bundespolizei in Baden-Württemberg ist – mit Aus-
nahme des Stützpunktes der Fliegergruppe in Donaueschingen3 – eine Ge-
schlechtertrennung in den Wasch-, Toiletten- und Umkleideräume gewährleis-
tet. Näheres ergibt sich aus der folgenden Übersicht:

Bezeichnung der Dienststelle
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Bundespolizei Fliegergruppe Stützpunkt Donaueschingen x x x
Bundespolizeidirektion Stuttgart x x x x x x
Bundespolizeiinspektion Flughafen Stuttgart x x x x x x
Bundespolizeiinspektion Karlsruhe x x x x x x
Bundespolizeiinspektion Kriminalitätsbekämpfung Stuttgart x x x x x x
Bundespolizeiinspektion Offenburg x x x x x x
Bundespolizeiinspektion Stuttgart x x x x x x
Bundespolizeiinspektion Weil am Rhein x x x x x x
Bundespolizeirevier Lörrach x x x x x x
Bundespolizeiinspektion Konstanz x x x x x x
Bundespolizeirevier Bundesverfassungsgericht x x x x x x
Bundespolizeirevier Flughafen Karlsruhe/Baden-Baden x x x x x x
Bundespolizeirevier Freiburg im Breisgau x x x x x x
Bundespolizeirevier Friedrichshafen x x x x x x
Bundespolizeirevier Heilbronn x x x x x x
Bundespolizeirevier Kehl x x x x x x
Bundespolizeirevier Mannheim x x x x x x
Bundespolizeirevier Pforzheim x x x x x x
Bundespolizeirevier Singen x x x x x x
Bundespolizeirevier Stuttgart-Hauptbahnhof x x x x x x
Bundespolizeirevier Tübingen x x x x x x
Bundespolizeirevier Ulm x x x x x x
Bundespolizeirevier Waldshut x x x x x x
Gemeinsames Zentrum Kehl x x x x x x
Mobile Kontroll- und Überwachungseinheit (MKÜ) Freiburg im Breisgau x x x x x x
Mobile Kontroll- und Überwachungseinheit (MKÜ) Karlsruhe x x x x x x

3  Gemäß Arbeitsstättenrichtlinie (ASR) 4.1 Nummer 4 (6) kann bis zu einer Mitarbeiterzahl von 9 Personen auf eine Ge-
schlechtertrennung verzichtet werden. Diese Bedingung ist für den Stützpunkt der Fliegergruppe in Donaueschingen 
erfüllt.
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Bezeichnung der Dienststelle
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Mobile Kontroll- und Überwachungseinheit (MKÜ) Radolfzell x x x x x x
Mobile Kontroll- und Überwachungseinheit (MKÜ) Stuttgart x x x x x x

b) Welche Dienststellen verfügen mit welcher Begründung über keine 
Wasch, Toiletten und Umkleideräume?

Dienstverrichtungsräume der Bundespolizei verfügen regelmäßig nicht über 
Wasch-, Toiletten- und Umkleideräume, da sie nur kurzzeitig zur Wahrneh-
mung von Dienstgeschäften mit mobiler Technik genutzt werden und dement-
sprechend keine eigenständigen Dienststellen sind.
Die Dienstverrichtungsräume der Bundespolizei in Heidelberg und Blumberg/
Neuhaus weichen in der Ausstattung ab. In diesen sind Wasch-, Toiletten- und 
Umkleideräume geschlechtergetrennt vorhanden. Die Dienstverrichtungsräume 
an den Bahnhöfen Freiburg und Offenburg verfügen über teils geschlechterge-
trennte Toilettenräume.

c) Gibt es Dienststellen der Bundespolizei in Baden-Württemberg, die 
nur über Wasch oder Toiletten oder Umkleideräume verfügen?

Alle Dienststellen der Bundespolizei in Baden-Württemberg verfügen über 
Wasch-, Toiletten- und Umkleideräume. Im Übrigen wird auf die Antwort zu b) 
verwiesen.

 7. Liegen der Bundesregierung Kenntnisse über die hygienischen und bau-
lichen Zustände der einzelnen Dienststellen der Bundespolizei in Baden-
Württemberg vor?

Wenn ja, wie bewertet sie die Zustände (bitte nach Dienststelle auflis-
ten)?

Wenn nein, wem liegen diese Kenntnisse vor?

Die Bewertung der baulichen und hygienischen Zustände der einzelnen Dienst-
stellen durch die Bundespolizei ergibt sich aus der angefügten Übersicht. Auf 
die Beseitigung von Mängeln wird seitens des Nutzers Bundespolizei hinge-
wirkt.

Bezeichnung der Dienststelle Einschätzung des baulichen
Zustandes

Einschätzung des hygienischen
Zustandes

Bundespolizei Fliegergruppe 
Stützpunkt Donaueschingen

in Ordnung in Ordnung
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Bezeichnung der Dienststelle Einschätzung des baulichen
Zustandes

Einschätzung des hygienischen
Zustandes

Bundespolizeidirektion Stuttgart es besteht Handlungsbedarf (energe-
tische Sanierung, umfangreiche Sa-
nitärmaßnahmen, Renovierungsar-
beiten/Modernisierung Verkehrsflä-
chen, Büros )

in Ordnung

Bundespolizeiinspektion
Flughafen Stuttgart

größtenteils in Ordnung, Mängel im 
Terminalbereich

größtenteils in Ordnung, Mängel im 
Terminalbereich

Bundespolizeiinspektion Karlsru-
he

in Ordnung; energetische Sanierung 
sowie Modernisierung im Innenbe-
reich in Teilen erforderlich

in Ordnung

Bundespolizeiinspektion Krimi-
nalitätsbekämpfung Stuttgart

in Ordnung in Ordnung

Bundespolizeiinspektion Offen-
burg

es besteht Handlungsbedarf (energe-
tische Sanierung, modernisierungs-
bedürftig )

in Ordnung

Bundespolizeiinspektion
Stuttgart

es besteht Handlungsbedarf (grund-
legende Sanierungsmaßnahmen sind 
durch die Bundesanstalt für Immobi-
lienaufgaben ab 2021 geplant)

in Ordnung

Bundespolizeiinspektion Weil 
am Rhein

in Ordnung in Ordnung

Bundespolizeirevier Lörrach es besteht Handlungsbedarf (energe-
tische Sanierung, modernisierungs-
bedürftig in Teilen)

in Ordnung

Bundespolizeiinspektion
Konstanz

in Ordnung in Ordnung

Bundespolizeirevier Bundesver-
fassungsgericht

in Ordnung in Ordnung

Bundespolizeirevier Flughafen 
Karlsruhe/Baden-Baden

in Ordnung in Ordnung

Bundespolizeirevier Freiburg im 
Breisgau

in Ordnung in Ordnung

Bundespolizeirevier Friedrichs-
hafen

in Ordnung in Ordnung

Bundespolizeirevier Heilbronn es besteht Handlungsbedarf (DB er-
stellt derzeit Feinplanung für Her-
richtung neuer Räumlichkeiten)

in Ordnung

Bundespolizeirevier Kehl es besteht Handlungsbedarf (energe-
tische Sanierung), aktuell laufende 
Modernisierung

in Ordnung

Bundespolizeirevier Mannheim in Ordnung in Ordnung
Bundespolizeirevier Pforzheim es besteht Handlungsbedarf (Reno-

vierung und Modernisierung erfor-
derlich)

in Ordnung

Bundespolizeirevier Singen es besteht Handlungsbedarf; Neu-
bauplanung Bundespolizei/ Deut-
sche Bahn AG wird erarbeitet

in Ordnung

Bundespolizeirevier Stuttgart-
Hauptbahnhof

in Ordnung --> bis Umzug in kern-
sanierte Liegenschaft im Hauptbahn-
hof Stuttgart

in Ordnung

Bundespolizeirevier Tübingen es besteht Handlungsbedarf (Reno-
vierung erforderlich)

in Ordnung
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Bezeichnung der Dienststelle Einschätzung des baulichen
Zustandes

Einschätzung des hygienischen
Zustandes

Bundespolizeirevier Ulm es besteht Handlungsbedarf (Reno-
vierung erfolgt teilweise derzeit)

in Ordnung

Bundespolizeirevier Waldshut in Ordnung (Neubau 2019) in Ordnung
Gemeinsames Zentrum Kehl in Ordnung in Ordnung
Mobile Kontroll- und Überwa-
chungseinheit (MKÜ) Freiburg 
im Breisgau

in Ordnung in Ordnung

Mobile Kontroll- und Überwa-
chungseinheit (MKÜ) Karlsruhe

Herrichtung erfolgt derzeit Herrichtung erfolgt derzeit

Mobile Kontroll- und Überwa-
chungseinheit (MKÜ) Radolfzell

teilweiser Sanierungs- und Renovie-
rungsbedarf im Innenbereich

in Ordnung

Mobile Kontroll- und Überwa-
chungseinheit (MKÜ) Stuttgart

Herrichtung erfolgt derzeit Herrichtung erfolgt derzeit

 8. Liegen der Bundesregierung Kenntnisse über Fälle von Ungezieferpla-
gen in oder vor Dienststellen der Bundespolizei in Baden-Württemberg 
vor (bitte nach Dienststelle auflisten)?

Für die Dienststellen und Dienstverrichtungsräume der Bundespolizei in 
Baden-Württemberg wurde seitens der Bundespolizei keine Ungezieferplage 
ermittelt.

 9. Wie oft werden die hygienischen und baulichen Zustände der Dienststel-
len der Bundespolizei in Baden-Württemberg durch die Bundespolizeidi-
rektionen und/oder Bundespolizeiakademie kontrolliert?

Welche zuständigen Stellen kontrollieren darüber hinaus die Zustände 
der Dienststellen der Bundespolizei in Baden-Württemberg, und wie oft?

Das Personal der Dienststellen vor Ort überprüft den Zustand der Dienststellen 
in regelmäßigen Abständen. Es werden insbesondere der hygienische Zustand 
und die Reinigungsleistung der beauftragten Dienstleister kontrolliert.
Der bauliche Zustand wird durch die jeweils zuständige Bundespolizeidirektion 
turnusmäßig überprüft. Dabei wird zwischen den verschiedenen Unterbrin-
gungsvarianten unterschieden:

Unterbringung im Rahmen des ELM der BImA:
Bei Liegenschaften im Bundeseigentum findet regelmäßig mit einem Turnus 
von ein oder zwei Jahren eine Baubedarfsnachweisung (BBN) statt. Daran neh-
men die BImA als Eigentümer, die für die bauliche Umsetzung zuständige Bau-
verwaltung und die Bundespolizei als Nutzer teil. In der BBN werden die an-
stehenden Renovierungs- und Sanierungsbedarfe aufgenommen.
Bei Drittanmietungen werden durch die BImA ähnliche Begehungen mit dem 
Eigentümer der Liegenschaft und der Bundespolizei durchgeführt. In Abhän-
gigkeit der mietvertraglichen Gestaltung oder wenn seitens des Vermieters kei-
ne Kapazitäten für die Durchführung von Renovierungs- oder baulichen Anpas-
sungsmaßnahmen im Zuständigkeitsbereich der BImA bestehen, wird auch hier 
die Bauverwaltung hinzugezogen.
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Überlassung nach § 62 BPolG:
Bei gemäß § 62 BPolG überlassenen Liegenschaften werden durch die Bundes-
polizei ebenfalls Begehungen mit dem jeweiligen Verkehrsunternehmen veran-
lasst.
Wenn seitens des Verkehrsunternehmens keine Kapazitäten für die Durchfüh-
rung von unaufschiebbaren Renovierungs- oder baulichen Anpassungsmaßnah-
men bestehen, zieht die Bundespolizei hier in Ersatzvornahme die Bauverwal-
tung hinzu.

Weitere Kontrollen:
Die Dienststellen der Bundespolizei werden jährlich und anlassbezogen durch 
die Fachkräfte für Arbeitssicherheit begangen. Darüber hinaus erfolgen unre-
gelmäßig Begehungen durch die zuständige Unfallversicherung Bund und 
Bahn (UVB). In einzelnen Bereichen der Dienststellen erfolgen weitere Bege-
hungen, so werden z. B. die Gewahrsamsbereiche unregelmäßig durch Mitglie-
der der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter besichtigt.

10. Wann wurden die hygienischen und baulichen Zustände der einzelnen
Dienststellen das letzte Mal kontrolliert (bitte nach Dienststelle und Zeit-
punkt der Kontrolle und durchführender Stelle auflisten)?

Die Angaben zu den letzten Kontrollen der baulichen und hygienischen Zustän-
de der einzelnen Dienststellen der Bundespolizei sind aus der folgenden Über-
sicht zu entnehmen:
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Bundespolizei Flie-
gergruppe Stütz-
punkt Donaueschin-
gen

2020 x x x x x 2020 x x

Bundespolizeidi-
rektion Stuttgart

2019 x x x x x 2020 x x

Bundespolizeiin-
spektion Flughafen 
Stuttgart

2020 x x x 2020 x x

Bundespolizeiin-
spektion Karlsruhe

2019 x x x x 2020 x x

Bundespolizeiin-
spektion Kriminali-
tätsbekämpfung
Stuttgart

2019 x x x 2020 x x

Bundespolizeiin-
spektion Offenburg

2020 x x x x 2020 x x

Bundespolizeiin-
spektion Stuttgart

2019 x x x x 2020 x x
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Bundespolizeiin-
spektion Weil am 
Rhein

2019 x x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Lörrach

2019 x x x x 2020 x x

Bundespolizeiin-
spektion Konstanz

2019 x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Bundesverfassungs-
gericht

2019 x x x x 2019 x x x

Bundespolizeirevier 
Flughafen Karlsru-
he/Baden-Baden

2019 x x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Freiburg im Breis-
gau

2019 x x x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Friedrichshafen

2019 x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Heilbronn

2019 x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Kehl

2019 x x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Mannheim

2019 x x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Pforzheim

2018 x x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Singen

2019/2
020

x x x 2020 x

Bundespolizeirevier 
Stuttgart-
Hauptbahnhof

2019 x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Tübingen

2019 x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Ulm

2019 x x x x 2020 x x

Bundespolizeirevier 
Waldshut

2020 x x

Gemeinsames Zent-
rum Kehl

2019 x

Mobile Kontroll- 
und Überwachungs-
einheit (MKÜ) 
Freiburg im Breis-
gau

2020 x x x x x 2021 x x

Mobile Kontroll- 
und Überwachungs-
einheit (MKÜ) 
Karlsruhe

2020 x x x x 2020 x x x
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Mobile Kontroll- 
und Überwachungs-
einheit (MKÜ) Ra-
dolfzell

2019 x x x x 2020 x x

Mobile Kontroll- 
und Überwachungs-
einheit (MKÜ) 
Stuttgart

2020 x x x x 2020 x x x x

11. Werden die Dienststellen der Bundespolizei in Baden-Württemberg in re-
gelmäßigen Abständen saniert, renoviert und instandgehalten (ein-
schließlich Schönheitsreparaturen)?

Wenn ja, wie oft?

Wenn nein, wie wird der angemessene Zustand der Dienststellen sicher-
gestellt?

Die Dienststellen der Bundespolizei werden regelmäßig instandgehalten. Hier-
für werden – falls notwendig – Instandhaltungsverträge geschlossen. Eine re-
gelmäßige, bedarfsunabhängige Sanierung und Renovierung der Dienststellen 
der Bundespolizei findet nicht statt. Die notwendigen Sanierungs- und Reno-
vierungsarbeiten erfolgen anlassbezogen. Auch hier ist zwischen den verschie-
denen Unterbringungsvarianten zu unterscheiden:

Unterbringung im Rahmen des ELM der BImA:
Die Gebäude im Bundeseigentum werden in der Regel im jährlichen Turnus ge-
meinsam mit Vertretern der Bundespolizei und des jeweiligen Staatlichen 
Hochbauamtes zur Feststellung der durchzuführenden Bau- und Bauunterhal-
tungsmaßnahmen begangen. Im dabei zu erstellenden Baubedarfsnachweis 
werden die erforderlichen Baumaßnahmen festgehalten und anschließend ent-
sprechend umgesetzt. Festgeschriebene, starre Sanierungs-/Renovierungs-/
Instandhaltungszyklen gibt es nicht, sondern die Maßnahmen erfolgen jeweils 
nach festgestelltem Bedarf in Abstimmung mit dem Nutzer. Bei Anmietobjek-
ten ist hierfür der Vermieter zuständig. Soweit die Instandhaltung im Einzelfall 
auf die BImA übertragen wurde, erfolgen die Maßnahmen nach Bedarf des 
Nutzers oder im Rahmen der vertraglichen Vereinbarungen.
Im Havariefall erfolgen die notwendigen Maßnahmen hierfür.

Überlassung nach § 62 BPolG:
Bei gemäß § 62 BPolG überlassenen Liegenschaften ist das jeweilige Verkehrs-
unternehmen für den baulichen und hygienischen Zustand des Gebäudes zu-
ständig. Auf notwendige Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten wird – so-
weit dies rechtlich oder im Fall der DB AG auf Grundlage einer Rahmenverein-
barung in Betracht kommt – seitens der Bundespolizei hingewirkt. Für den bau-
lichen Zustand (einschließlich Schönheitsreparaturen) der eigentlichen Diens-
träume ist im Rahmen der Regelungen einer Vereinbarung die Bundespolizei 
zuständig. Durch die Bundespolizei werden Begehungen mit dem jeweiligen 
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Verkehrsunternehmen veranlasst. Wenn seitens des Verkehrsunternehmens kei-
ne Kapazitäten für die Durchführung von unaufschiebbaren Renovierungs- oder 
auch baulichen Anpassungsmaßnahmen bestehen, wird die Bauverwaltung hin-
zugezogen.
Im Havariefall erfolgen die notwendigen Maßnahmen ad hoc.

12. Wie viel Geld steht in Baden-Württemberg pro Jahr für die Sanierung, 
Renovierung und Instandhaltung der Dienststellen der Bundespolizei zur 
Verfügung?

Für die Beantwortung der Frage ist zu differenzieren:

Unterbringung im Rahmen des ELM der BImA:
Die jährlichen Ausgaben differieren je nach Erforderlichkeit. In der Regel kal-
kuliert die BImA mit 15 Prozent der Jahresnettomiete für die jährliche Instand-
haltung einer Liegenschaft. Diese 15 Prozent bilden jedoch keine Obergrenze.

Überlassung nach § 62 BPolG:
Für die gemäß § 62 BPolG überlassenen Räume und Flächen in Baden-Würt-
temberg stehen der Bundespolizei jährlich regelmäßig Haushaltmittel in Höhe 
von 82.500 Euro zur Verfügung (Bauunterhaltspauschale). Darüber hinaus ste-
hen für größere Maßnahmen zusätzlich weitere Haushaltsmittel zur Verfügung 
(im Jahr 2020 für Dienststellen in Baden-Württemberg insgesamt 303.100 Eu-
ro). Eine gesonderte Planung der Mittel für die Instandhaltung und Wartung 
durch die Deutsche Bahn AG für die ausschließlich durch die Bundespolizei 
genutzten Flächen erfolgt nicht.

13. Welche baulichen Maßnahmen wurden an welchen Dienststellen in den 
Jahren 2010 bis 2020 zu welchen Kosten durchgeführt (bitte nach Jahr, 
Dienststelle und Maßnahme auflisten)?

a) Wie viele dieser Maßnahmen wurden durch die Deutsche Bahn AG 
in Auftrag gegeben?

b) Wie viele dieser Maßnahmen wurden aufgrund eines wachsenden 
Personalstands durchgeführt?

c) Wie viele dieser Maßnahmen wurden aufgrund eines unzureichenden 
hygienischen oder baulichen Zustands durchgeführt?

Die Fragen werden im Zusammenhang, allerdings getrennt für die Bereiche 
BImA und Bahn wie folgt beantwortet:
Für den Bereich der BImA wurden in den vergangenen zehn Jahren insgesamt 
3.470 Aufträge mit einem Kostenaufwand von rund 10 Millionen Euro zur 
Durchführung von Bau- bzw. Bauunterhaltungsmaßnahmen auf den von der 
Bundespolizei über die BImA angemieteten Liegenschaften erteilt. 129 Maß-
nahmen liegen bei einem Kostenaufwand von mehr als 10.000 Euro; der dies-
bezügliche Gesamtaufwand beläuft sich auf ca. 8 Millionen Euro.
Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind in der als Anlage beigefügten Tabelle 
für die Jahre 2010 bis 2020 die Maßnahmen mit einem Kostenaufwand von 
über 10.000 Euro erfasst.
Für den betreffenden Zeitraum 2010 bis 2020 beträgt das Gesamtauftragsvolu-
men für bauliche Maßnahmen, bei denen der Kostenaufwand unter 10.000 Euro 
lag, rund 2 Millionen Euro.
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Dazu liegen bei der BImA weit mehr als 3000 weitere Datensätze über kleinere 
Baumaßnahmen für den genannten Zeitraum vor. Die Erfassung dieser Daten-
sätze verfolgte nicht nach den von den Fragstellern präferierten Gesichtspunk-
ten. Daher wäre eine detaillierte Recherche, manuelle Aufbereitung und Quali-
tätsprüfung dieser Rohdaten für eine weitergehende Beantwortung der Frage er-
forderlich. Dies würde erhebliche personelle und zeitliche Ressourcen binden, 
wodurch die Erfüllung der ordinären Fachaufgaben der Bundesanstalt für Im-
mobilien bei der Unterbringung der Bundespolizei wesentlich beeinträchtigt 
würden. Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung bestä-
tigt, dass das parlamentarische Informationsrecht unter dem Vorbehalt der Zu-
mutbarkeit steht. Eine Beantwortung dieses Frageteils kann wegen des unzu-
mutbaren Aufwandes, der mit der Erhebung verbunden wäre, nicht erfolgen.
Durch die BImA wurden drei Maßnahmen aufgrund eines wachsenden Perso-
nalbestands durchgeführt. Dies umfasst nicht Maßnahmen und Kosten für die 
Herrichtung oder den Neubau von Drittliegenschaften, die über die Miete refi-
nanziert werden.
Für den Bereich der Bahn können detaillierte Angaben mangels gesonderter Er-
fassung nicht zur Verfügung gestellt werden.
Durch die DB Station&Service AG wurden allerdings in den letzten Jahren 
zahlreiche Instandhaltungsmaßnahmen durchgeführt und Investitionen in die 
Empfangsgebäude an Bahnhöfen getätigt. Eine Statistik über die Ursachen oder 
Gründe der Maßnahmen liegt für diese Liegenschaften nicht vor.
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